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Erhebung von Kostenbeiträgen nach § 13 KiFöG LSA auf der Grundlage kommunaler 

Satzungen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

in jüngster Vergangenheit war mehrfach in den Medien zu verfolgen, dass kommunale Sat-

zungen zur Erhebung von Kostenbeiträgen in Kindertageseinrichtungen wegen ihrer Bezug-

nahme auf das Kommunalabgabengesetz Sachsen-Anhalt (KAG LSA) rechtswidrig seien und 

betroffene Städte und Gemeinden die Kostenbeiträge erstatten müssten. Diese Berichterstat-

tung, die insbesondere auch auf einer aus dem Ministerium für Arbeit, Soziales und Integrati-

on geäußerten Auffassung beruht, teilen wir nicht. 

 

Unmittelbare Rechtsgrundlage für die Erhebung einer pauschalierten Kostenbeteiligung an 

der Kindertagesbetreuung stellt die bundesrechtliche Regelung in § 90 Abs. 1 S. 1 SGB VIII 

dar. Danach können für die Inanspruchnahme der Förderung von Kindern in Tageseinrichtun-

gen Kostenbeiträge festgesetzt werden. Das Land Sachsen-Anhalt hat mit § 13 KiFöG LSA 

die vom Bundesgesetzgeber belassenen Spielräume ausgefüllt und damit für die Städte und 

Gemeinden im Land eine eigene Ermächtigungsgrundlage geschaffen.  

 

Zur rechtlichen Einordnung der Kostenbeiträge ist auszuführen, dass diese nach herrschender 

Auffassung öffentlich-rechtlich Abgaben eigener Art und somit keinen Beitrag und auch kei-

ne Gebühr darstellen. Diese Auffassung wird damit begründet, dass dem Kostenbeitrag das 

gebührentypische Kostendeckungsprinzip nicht immanent ist und dass der überwiegende Teil 

der Kosten von öffentlichen Kassen, insbesondere vom Land getragen wird. Diese Argumente 

sprechen zwar nach unserer Einschätzung nicht gegen die Einordnung als Gebühr. Denn ei-

nerseits wird verkannt, dass Kommunen in vielen Bereichen keine kostendeckenden Gebüh-

ren erheben können. Andererseits fließen auch in anderen Bereichen, in denen Gebühren er-

hoben werden, Gelder aus öffentlichen Kassen. Diese Überlegungen sollen an dieser Stelle 

aber nicht weiter vertieft werden, da auch der Bundesgesetzgeber bei der Schaffung des § 90 

SGB VIII davon ausgegangen war, dass es sich bei den Kostenbeiträgen um eine öffentlich-

rechtlich Abgabe eigener Art handelt.  
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